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Präambel 
 
Der GdW Bundesverband deutscher Wohnungs- und Immobilien-
unternehmen e. V. vertritt als größter deutscher Branchendachver-
band bundesweit und auf europäischer Ebene rund 3.000 kommu-
nale, genossenschaftliche, kirchliche, privatwirtschaftliche, landes- 
und bundeseigene Wohnungsunternehmen. Sie bewirtschaften rd. 
6 Mio. Wohnungen, in denen über 13 Mio. Menschen wohnen. Der 
GdW repräsentiert damit Wohnungsunternehmen, die fast 30 %  
aller Mietwohnungen in Deutschland bewirtschaften. 
 
Ferner ist der GdW genossenschaftlicher Spitzenverband im Sinne 
des Genossenschaftsgesetzes und vertritt zusammen mit seinen 
regionalen Prüfungsverbänden über 1.800 Wohnungsgenossen-
schaften. 
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1  
Einleitung  
 
Im Anschluss an das zum 1. Juni 2022 in Kraft getretene Heizkos-
tenzuschussgesetz (HeizkZuschG) – im Folgenden: Heizkostenzu-
schussgesetz I – soll aufgrund der nach Jahresbeginn 2022 weiter 
stark gestiegenen Energiepreise und in Erwartung weiterer zuneh-
mender Belastungen ein zweiter Heizkostenzuschuss die berech-
tigten Haushalte bzw. Empfängerinnen und Empfänger weiter ent-
lasten.  
 
Dieser zweite Heizkostenzuschuss ist im Zusammenhang mit wei-
teren Maßnahmen zur Entlastung der Bürgerinnen und Bürger vor 
dem Hintergrund dramatisch gestiegener Heiz- und Energiepreise 
zu sehen, die von der Bundesregierung auf den Weg gebracht 
worden sind bzw. umgesetzt werden sollen.  
 
Zu nennen sind hier insbesondere das "Wohngeld-Plus-Gesetz", 
welches die Einführung einer Klima- und Heizkostenkomponente 
sowie einer Verbreiterung des Empfängerkreises zum 1. Januar 
2022 vorsieht und die Umsetzung der ersten Vorschläge der  
Expertenkommission vom 10. Oktober 2022.  
 
Insbesondere die Umsetzung der Vorschläge der Expertenkom-
mission, die in Stufe 1 im Dezember eine Abschlagszahlung der 
Versorger auf Basis des Verbrauchs aus September 2022 und in 
Stufe 2 eine Gas- und Wärmepreisbremse ab März 2023 vorsieht, 
können zu einer erheblichen Abmilderung der Belastungen für 
Mieterinnen, Mieter und Unternehmen beitragen.  
 
Diese Maßnahmen entlasten Mieterinnen und Mieter und Woh-
nungsunternehmen, die mit Blick auf die steigenden Energie- und 
Heizkosten gegenüber ihren Mieterinnen und Mietern im Rahmen 
des Betriebskostenrechts in Vorleistung treten.   
 
Daneben ist aber auch klar, dass dringend Maßnahmen zur Ein-
sparung von Energie vorzusehen sind. Entsprechende Vorschläge 
wird die Kommission in ihrem Endbericht bis Ende Oktober darle-
gen.       
 
Der GdW begrüßt,  
 

dass die Bundesregierung nunmehr einen Heizkostenzu-
schuss II und weitere Maßnahmen zur Abmilderung der 
Folgen hoher Energie- und Heizkosten auf den Weg bringt.   

 
Mit Blick auf die Umsetzung des Heizkostenzuschussgesetzes ist 
aber wesentlich, dass die Länder schnell Verordnungen zur  
Umsetzung des Heizkostenzuschussgesetzes II verabschieden, 
die aufgrund des Konnexitätsprinzip notwendig erscheint.  
 
Während einige Bundesländer die gem. § 3 Heizkostenzuschuss-
gesetz zu erlassende Verordnung zügig verabschiedet haben, gibt 
es auch Ausnahmen von bis zu drei Monaten.    
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Insofern regt der GdW an,   
 

in der Verordnungsermächtigung eine "Soll-Bestimmung" 
zur Verabschiedung der Verordnungsermächtigung zur 
Umsetzung des Gesetzes aufzunehmen.  

 
Da es sich allenfalls um redaktionelle Änderungen handeln dürfte, 
sollte die Umsetzung innerhalb kurzer Frist machbar sein.  
 
Mit Blick auf das vorgesehene "Wohngeld-Plus-Gesetz" und der 
"Gas- und Wärmepreisbremse" sollte weiter – als Zielvorgabe – 
ein Datum genannt werden, bis zu dem der Betrag an die Berech-
tigten auszukehren ist.   
 
Schließlich:  
 
Auch wenn das "Wohngeld-Plus-Gesetz" nicht Gegenstand der 
Anhörung ist, so ist darauf hinzuweisen, dass die Wohngeldstellen  
auf den mit dem Gesetz intendierten Aufgabenzuwachs personell 
und sachlich vorbereitet und insofern gestärkt werden müssen.  
 
Das Bewilligungsverfahrens während der "Corona-Pandemie" 
zeigte und zeigt, dass die Wohngeldstellen dringend digitalisiert 
werden müssen.  
 
Notwendig ist eine Digitalisierungsoffensive für die Wohn-
geldstellen. Ansonsten – dies berichten uns insbesondere die 
kommunalen Spitzenverbände – verzögert sich die Auszahlung  
allein aufgrund der vorzunehmenden Programmierung der EDV 
um mehrere Monate.      
 
Der GdW fordert dringend 
 

eine Digitalisierungsoffensive für die Wohngeldstellen zur 
Umsetzung des Heizkostenzuschussgesetzes II sowie des 
parallel behandelten Wohngeld-Plus-Gesetzes vorzuneh-
men sowie Maßnahmen zur personellen und sachlichen 
Stärkung der Wohngeldstellen zu ergreifen.     
 
 

2  
Im Einzelnen  
 
2.1  
Zum Empfängerkreis 
 
Nach dem Entwurf des zweiten Heizkostenschusses sollen Perso-
nen einen Heizkostenzuschuss erhalten, die in mindestens einem 
der Monate September 2022 bis Dezember 2022 Wohngeld bezo-
gen haben.  
 
Anspruch auf den zweiten Heizkostenzuschuss haben auch: 
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 nicht bei den Eltern wohnende Auszubildende, denen Leistun-
gen nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz für min-
destens einen Monat im Zeitraum vom 1. September 2022 bis 
31. Dezember 2022 bewilligt wurden und 

 
 Aufstiegsfortbildungsteilnehmende, denen ein Unterhaltsbei-

trag nach § 10 Absatz 2 des Aufstiegsfortbildungsförderungs-
gesetzes für mindestens einen Monat im Zeitraum vom 1. Sep-
tember 2022 bis 31. Dezember 2022 bewilligt wurde. 

 
 
Bewertung des GdW:  
 
Der Empfängerkreis entspricht dem Heizkostenzuschussgesetz I. 
Lediglich der Bewilligungszeitraum wurde entsprechend ange-
passt. Dies gilt auch für Personen nach Abs. 3 des Entwurfs.   
 
Sofern das Wohngeld-Plus-Gesetz tatsächlich zum 1. Januar 2023 
in Kraft tritt, erscheint der Bewilligungszeitraum nachvollziehbar.  
 
Im Kern aber wird der Empfängerkreis im Rahmen des Heizkos-
tenzuschussgesetzes II nicht erweitert. Dies erleichtert die Prüfung 
durch die Wohngeldstellen und befördert – anders wie dies im 
Rahmen des "Wohngeld-Plus-Gesetz " zu erwarten ist – eine  
schnelle Auszahlung.  
 
2.2  
Zur Höhe 
 
Die Höhe des zweiten Heizkostenzuschusses soll sich grundsätz-
lich nach der Anzahl der bei der Wohngeldbewilligung berücksich-
tigten Haushaltsmitglieder richten.  
 
Der Heizkostenzuschuss soll betragen:  
 
1. ein berücksichtigtes Haushaltsmitglied 415 EUR  

(HZK I: 270 EUR)  
2. zwei berücksichtigte Haushaltsmitglieder 540 EUR  

(HZK I: 350 EUR), 
3. jedes weitere berücksichtigte Haushaltsmitglied 100 EUR  

(HZK I: 70 EUR). 
 
Im Übrigen soll der zweite Heizkostenzuschuss 345 EUR (230 
EUR) betragen.  
 
Bewertung des GdW: 
 
Der zweite Heizkostenzuschuss wird gegenüber dem ersten  
Zuschuss erhöht.   
 
Der Entwurf fixiert den Zuschuss auf einen festgelegten Betrag. 
Dieser Betrag kann jedoch vom tatsächlichen Preis zum Zeitpunkt 
des Bedarfs oder der Auszahlung abweichen. Dies erscheint auf-
grund des drastischen Anstiegs der Verbraucherpreise für Energie 
nicht sachgerecht.    
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Insofern regt der GdW an,  
 

die Höhe des Heizkostenzuschusses dynamisch auszuge-
stalten, da Heizkosten starken Unterschieden – u. a. ab-
hängig von der Vertragsgestaltung der Wohnungsunterneh-
men zum Versorger, dem Zeitpunkt der Betriebskostenfor-
derung, dem Wärmeenergieträger und anderen Faktoren – 
unterworfen sind. 
 

2.3  
Verzicht auf Rückforderung 
 
Auf die Rückforderung soll auch mit Heizkostenzuschussgesetz II 
verzichtet werden. Dies ergibt sich aus dem Wortlaut des Geset-
zes. Die Begründung bedarf hier aber noch einer redaktionellen 
Überarbeitung bzw. Klarstellung, vgl. S. 13.     
 
Zu Nummer 6 (§ 4), zu Buchstabe b“ heißt es: 
 

„Aus Gründen der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung soll 
eine erneute Prüfung und Rückforderung in einer geringen 
Anzahl von Fällen nicht erfolgen.“  
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Hieraus ließe sich – je nach Lesart – eine Rückforderung heraus-
lesen.  
 
Um Klarstellung in der Begründung wird gebeten.  
 
 
3  
Mehr Aufklärung zur Wohngeldberechtigung 
 
Verstärkt werden wir von unseren Mitgliedsunternehmen darauf 
hingewiesen, dass offenbar viele Mieterinnen und Mieter nicht wis-
sen, dass sie einen Anspruch auf Wohngeld haben.  
 
Dies scheint gerade für ältere Menschen der Fall zu sein. Laut 
Wohngeld- und Mietenbericht 2018 waren im Rahmen der letzten 
Erhebung im Jahr 2017 fast die Hälfte (48 %) Rentner. Aber  
gerade ältere Menschen nehmen häufiger Transferleistungen trotz 
Rechtsanspruch nicht in Anspruch.  
 
So geht die Verteilungsforscherin Irene Becker auf Basis der  
repräsentativen Daten des sozialökonomischen Panels bei der 
Grundsicherung im Alter von einer leistungsspezifischen Dunkel-
ziffer von etwa zwei Drittel (78 %) aus.  
 
Aber auch bei den übrigen Haushalten ist davon auszugehen, 
dass nicht jeder Berechtigte tatsächlich Wohngeld in Anspruch 
nimmt. Ein Grund dafür wäre, dass über mögliche Ansprüche auf 
Wohngeld nur unzureichend hingewiesen wird.  
 
Den Hinweis über die Möglichkeit des Wohngeldbezuges auf den  
Internetseiten der Bundesministerien für Familien, Senioren, 
Frauen und Jugend sowie für Arbeit und Soziales werden die  
Wenigsten wahrnehmen.  
 
Notwendig ist eine bessere Beratung vor Ort etwa durch die  
Deutsche Rentenversicherung oder durch die Bundesagentur für 
Arbeit. 
 
Auch der GdW wird aufgrund der vermehrten Hinweise seiner Mit-
gliedsunternehmen und Regionalverbände verstärkt auf die Mög-
lichkeiten des Wohngeldes hinweisen und entsprechende Handrei-
chungen erarbeiten.  
 
Dies gilt gerade jetzt! 
 
Der GdW fordert,  
 

verstärkt über die Möglichkeit zur Beziehung von Wohngeld 
hinzuweisen und insbesondere die Rentenberater und Mit-
arbeiter in den Jobcentern entsprechend zu sensibilisieren 
und zu schulen.   
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